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Vorwort

Das „Handbuch der Seniorenberatung“ unterstützt Sie dabei, die bei der Seniorenbera-
tung anstehenden Themen bravourös zu meistern und neue Ideen zu bekommen, wel-
che Geschäftsfelder bzw. Tätigkeitsgebiete sich in diesem Bereich noch erschließen las-
sen. Das Autorenteam besteht aus Rechtsanwälten und Steuerberatern, die tagtäglich
in diesem Bereich praktizieren und daher ein besonderes Augenmerk auf die Praxis-
tauglichkeit gelegt haben.

Kapitel A enthält eine Einleitung in das Thema und zeigt auf, warum die Beratung von
Senioren ein Wachstumsmarkt sowohl im Hinblick auf die Anzahl als auch im Hinblick
auf das wirtschaftliche Volumen ist. Die Beratung von Senioren bietet daher eine inte-
ressante Perspektive und Bereicherung der täglichen Beratungspraxis. Kapitel B bietet
einen Überblick über die Vermögensarten, mit denen der Seniorenberater umzugehen
hat. Die Vermögensarten werden mit dem Fokus der laufenden Verwaltung und der
Weitergabe an die nächste Generation betrachtet. Kapitel C beschäftigt sich mit dem
weiten und zentralen Feld der Nachfolge- und Nachlassplanung, also sowohl dem Ge-
ben mit der „warmen Hand“ als auch dem Geben mit der „kalten Hand“. Das Werk
schließt mit Kapitel D, das den wichtigen Bereich der Notfallplanung umfasst. Nicht
erst seit dem tragischen Unfall von Michael Schumacher wissen wir, dass dies nicht
nur Senioren betrifft, es jedoch spätestens bei Senioren dringend angezeigt ist, eine
Notfallplanung zu haben.

Das Autorenteam hat sich bemüht, das Werk mit Praxishinweisen und Formulierungs-
beispielen zu spicken, damit es nicht bei einer theoretischen Abhandlung bleibt, son-
dern tatsächlich einen großen Nutzen im Arbeitsalltag bietet. Wir wünschen Ihnen da-
bei viel Erfolg! Sollten Sie gleichwohl Anregungen oder Kritik haben, freuen wir uns
über diese, ebenso wie über ein Lob an nwb-ev-redaktion@nwb.de.

Den Abschluss des Vorwortes bildet ein herzliches Dankeschön an das Lektorat des
NWB Verlags, insbesondere und ausdrücklich an Frau Beate Blechschmidt und Frau
Judith Hemmen, die die Entstehung dieses Buchprojekts großartig unterstützt und her-
vorragend begleitet haben.

Heidelberg im April 2021 Dr. Michael Schellenberger
Rechtsanwalt, Fachanwalt für Erbrecht

V
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A. Einleitung
1Die Beratung von Senioren ist aus der rechtlichen und steuerlichen Beratung

nicht mehr wegzudenken. Dies hat mit zwei Entwicklungen zu tun. Zum einen
überaltert die Bevölkerung in Deutschland immer mehr und zum anderen be-
finden sich im Eigentum der älteren Generation sehr substanzielle Vermögens-
werte. Dies bedingt, dass Senioren nicht nur bei der Weitergabe ihres Ver-
mögens, sondern auch bei der laufenden Verwaltung und Administration Un-
terstützung benötigen. Dies insbesondere in rechtlicher, steuerlicher und fi-
nanzieller Hinsicht. Mit zunehmendem Alter geht auch oftmals die Lust daran
verloren, sich um die Verwaltung und Administration des Vermögens zu küm-
mern. Daher stehen Senioren tendenziell auch umfassenderen Dienstleistun-
gen offen gegenüber und sind bereit, diese auch zu vergüten. Im Rahmen die-
ser Einleitung soll zunächst mit Daten und Fakten untermauert werden, dass
die Seniorenberatung einen Wachstumsmarkt darstellt. Im Weiteren sind die
rechtlichen Leitplanken der Beratung und die Mitspieler in der Beratungsland-
schaft und deren Beratungsspektrum zu beleuchten. Schließlich folgen Ausfüh-
rungen dazu, wie man sich als Berater bei bestehenden oder neu zu gewinnen-
den Mandanten dem Thema der Nachfolgeplanung nähert.

I. Die Beratung von Senioren als Wachstumsmarkt
1. Steigende Anzahl an Senioren

2Die Altersstruktur in Deutschland hat sich in den letzten Jahrzehnten entschei-
dend verändert. Zu Beginn des 20. Jahrhunderts waren die unter 20-Jährigen
noch die größte Gruppe der Bevölkerung. Im Laufe der Jahrzehnte hat sich das
Alter der Deutschen immer weiter nach oben verschoben. Eine besondere Aus-
wirkung hatten und haben die geburtenstarken Jahrgänge der Nachkriegszeit
und der 60er und 70er Jahre. Dies bedingt, dass aktuell mehr als jeder fünfte
Bundesbürger über 65 Jahre alt ist und der Anteil der über 65-Jährigen in den
nächsten Jahren weiter steigen wird.1 Damit einher geht zumindest mittelfris-
tig auch eine absolut höhere Zahl an Senioren.

1 www.bib.bund.de/Publikation/2016/pdf/Bevoelkerungsentwicklung-2016-Daten-Fakten-Trends-
zum-demografischen-Wandel.pdf;jsessionid=505C96C1145C7D0F2FD6D3FB95BB61E4.2_
cid380?__blob=publicationFile&v=3, S. 12, zuletzt abgerufen am 30.5.2020.
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2. Hohe Vermögenskonzentration bei Senioren

3 Bis in die frühen 1990er Jahre gehörten die Senioren noch zur „Aufbaugenera-
tion“. Diese Generation konnte nicht die gesamte Zeit ihres Erwerbslebens Ver-
mögen aufbauen. Das hat sich zwischenzeitlich geändert. Mittlerweile sind die
Senioren zum einen die einstigen „Wirtschaftswunderkinder“. Diese konnten
unbelastet von den Folgen des Krieges Vermögen bilden.2 Daneben werden
die Senioren von der Generation der „Babyboomer" gebildet, die ebenfalls in
Zeiten des Wirtschaftswachstums Vermögen bilden konnten und zudem von
der vorherigen Generation Vermögen ererbt bzw. geschenkt erhalten haben
und damit „doppelten Vermögensaufbau“ betreiben konnten.

4 Vom Gesamtvermögen aller privaten Haushalte i. H. von gut 11 Billionen €

wechseln in den Jahren 2015 bis 2024 3,1 Billionen €, also knapp 30 %, im
Wege der vorweggenommenen Erbfolge oder von Todes wegen den Besitzer.3

Ein Gutteil hiervon wird an Senioren bzw. „Beinahe-Senioren“ weitergegeben.

5 Zu erwarten ist, dass die Höhe des Vermögens der privaten Haushalte und vor
allem der Seniorenhaushalte noch weiter zunimmt, bis Deutschland die durch-
schnittlichen Werte einer sogenannten „reifen Volkwirtschaft“ erreicht hat. Im
Hinblick auf die künftige Entwicklung des Geldvermögens kann man deshalb
erwarten, dass sich dieses so weit steigert, bis es das etwa Dreifache des ver-
fügbaren Einkommens erreicht.4

3. Unternehmensnachfolge

6 Auch die Unternehmerinnen und Unternehmer hierzulande werden immer äl-
ter. So erwartet das Institut für Mittelstandsforschung für die Jahre 2018 bis
2022, dass aus dem Gesamtbestand der Unternehmen in Deutschland – der-
zeit in etwa rund 3,6 Mio. – rund 150.000 Unternehmensübergaben anstehen
werden.5 Für den Zeitraum 2014 bis 2018 lag die Zahl der übergabereifen Un-
ternehmen noch bei rund 135.000 Unternehmen.

2 Braun, Erben in Deutschland 2015 – 24: Volumen, Verteilung und Verwendung. In: Deutsches
Institut für Altersvorsorge GmbH (Hrsg.): Erben in Deutschland 2015 – 24: Volumen, Verteilung
und Verwendung. Berlin, S. 8.

3 Braun, Erben in Deutschland 2015 – 24: Volumen, Verteilung und Verwendung. In: Deutsches
Institut für Altersvorsorge GmbH (Hrsg.): Erben in Deutschland 2015 – 24: Volumen, Verteilung
und Verwendung. Berlin, S. 5.

4 Braun, Erben in Deutschland 2015 – 24: Volumen, Verteilung und Verwendung. In: Deutsches
Institut für Altersvorsorge GmbH (Hrsg.): Erben in Deutschland 2015 – 24: Volumen, Verteilung
und Verwendung. Berlin, S. 13.

5 https://www.ifm-bonn.org//uploads/tx_ifmstudies/Daten_und_Fakten_18.pdf, zuletzt abge-
rufen am 5.6.2020.
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7Betrachtet man die Unternehmensnachfolgen der Jahre 2012 bis 2016, wurden
rund 55 % der Unternehmen familienintern und rund 15 % der Unternehmen
an Mitarbeiter oder Geschäftsführer veräußert bzw. übergeben. Rund 26 % der
Unternehmen, die zur Übergabe bereitstanden, wurden veräußert und rund
4 % wurden liquidiert bzw. aufgelöst.6 Fehlen adäquate Nachfolger oder Inte-
ressenten, werden die nachfolgebedingten Unternehmensabwicklungen und
Unternehmensverkäufe wohl zunehmen.

8Der Markt für die Unternehmensnachfolgeberatung gewinnt gerade in den
kommenden Jahren durch die Generation der „Babyboomer“ enorm an Bedeu-
tung. Dabei muss der auf diesem Gebiet tätige Seniorenberater auch den Ver-
kauf und die Unternehmensabwicklung als Unternehmensnachfolgeoption in
Betracht ziehen und hierzu beraten können. Schwerpunkt dürfte aber weiter-
hin die klassische unentgeltliche Unternehmensübergabe darstellen.

II. Die Mitspieler bei der rechtlichen und steuerlichen
Seniorenberatung

9Die rechtliche und steuerliche Beratung ist in Deutschland durch das Rechts-
dienstleistungsgesetz und das Steuerberatungsgesetz reglementiert. Daher ist
zunächst zu betrachten, welche rechtlichen Leitplanken das Rechtsdienstleis-
tungsgesetz und das Steuerberatergesetz Rechtsanwälten, Steuerberatern,
aber auch anderen Beratern setzen. Sodann ist auf die Auswirkung der Leit-
planken auf die Beratung von Senioren durch Rechtsanwalt, Steuerberater
und Finanzdienstleister einzugehen.

1. Rechtliche Leitplanken7

a) Das Rechtsdienstleistungsgesetz als rechtliche Leitplanke der
Beratungstätigkeit

10Inwieweit der Bereich der Rechtsberatung erlaubtes Terrain darstellt, richtet
sich vorrangig nach dem Rechtsdienstleistungsgesetz (RDG). Dieses dient dazu,
Rechtssuchende, den Rechtsverkehr und die Rechtsordnung vor unqualifizier-
ten Rechtsdienstleistungen zu schützen.8 Gemäß § 2 Abs. 1 RDG ist eine

6 https://www.ifm-bonn.org/fileadmin/data/redaktion/publikationen/ifm_materialien/doku-
mente/IfM-Materialien-254_2017.pdf, zuletzt abgerufen am 5.6.2020.

7 Die Darstellung folgt dem Beitrag von Blum und Schellenberger Rechtsberatung für Bankkunden
– Eine Gratwanderung mit Perspektiven in Hellenkamp/Fürderer (Hrsg.), Handbuch Bankvertrieb.
Theorie und Praxis im Zukunftsdialog.

8 § 1 Abs. 1 RDG.
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Rechtsdienstleistung jede Tätigkeit in konkreten fremden Angelegenheiten, so-
bald sie eine rechtliche Prüfung des Einzelfalls erfordert. Daher ist es Personen,
die nicht registrierte Personen i. S. des RDG sind, grds. verwehrt, Rechtsdienst-
leistungen zu erbringen.

11 Dies gilt jedoch nicht, sofern gem. § 5 RDG die Rechtsdienstleistung eine so-
genannte Nebenleistung ist, und zum Berufs- und Tätigkeitsbild als Nebenleis-
tung gehört. § 5 Abs. 1 RDG stellt zur Nebenleistung klar, dass diese nach
ihrem Inhalt, Umfang und sachlichen Zusammenhang mit der Haupttätigkeit
unter Berücksichtigung der Rechtskenntnisse zu beurteilen ist, die für die
Haupttätigkeit erforderlich sind. § 5 Abs. 2 RDG nennt exemplarisch einige
ausdrücklich erlaubte Nebenleistungen. Hierzu gehören gem. § 5 Abs. 2 Nr. 1
RDG Rechtsdienstleistungen, die im Zusammenhang mit einer Testamentsvoll-
streckertätigkeit erbracht werden.9

12 Sofern keine ausdrücklich erlaubte Nebenleistung i. S. des § 5 Abs. 2 RDG vor-
liegt, ist für die Zulässigkeit der Nebenleistung erforderlich, dass ein sachlicher
Zusammenhang der Haupttätigkeit mit der Rechtsdienstleistung besteht. Dies
ist dann der Fall, wenn es sich um eine fest umrissene, typisierte berufliche
Betätigung handelt, mit der die Verkehrsanschauung bestimmte untergeord-
nete Rechtsdienstleistungen verbindet.10 Neben dem sachlichen Zusammen-
hang ist es erforderlich, dass der Charakter einer Nebenleistung besteht. Dies
ist dann der Fall, wenn die zusätzlich erbrachte, rechtsberatende oder rechts-
besorgende Tätigkeit die Gesamtleistung nicht prägt oder anders gesagt keine
spezifisch rechtliche Angelegenheit, die trennbar ist, vorliegt.11

b) Das Steuerberatungsgesetz als rechtliche Leitplanke der
Beratungstätigkeit

13 Häufig bestehen zwischen dem Senior und dessen Steuerberater gute und
langjährige Mandatsbeziehungen. Diese bergen jedoch die Gefahr, dass der
Steuerberater mit Tätigkeiten betraut wird, die womöglich nicht mehr in sei-
nen beruflichen Wirkungskreis gehören.12 Für den Steuerberater ist daher
wichtig zu wissen, in welchem Umfang er Rechtsdienstleistungen erbringen
kann und darf.

9 Vgl. hierzu näher Rz. 1010 ff.
10 Otting, Rechtsdienstleistungen Neue Märkte für Nichtanwälte durch das RDG, 2008, Rz. 256.

11 Vgl. BT-Drucks. 16/3655 S. 52.
12 BGH, Urteil v. 5.6.1985 - IVa ZR 55/83, NJW 1986 S. 1050.
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14Die rechtliche Leitplanke hierfür stellt das Steuerberatungsgesetz dar, welches
eine Spezialnorm des Rechtsdienstleistungsgesetzes13 darstellt und aus dem
sich die umfassende Rechtsdienstleistungskompetenz in Steuersachen für den
Steuerberater ableiten lässt.14 Daneben sind die Regelungen der Berufsord-
nung der Bundessteuerberaterkammer für den Steuerberater zu beachten. Al-
lerdings ergeben sich weder aus dem Steuerberatungsgesetz noch aus der Be-
rufsordnung, weitergehende Befugnisse zur Rechtsberatung. Die Befugnisse
des Steuerberaters zur Rechtsberatung außerhalb des Steuerrechts, ergeben
sich daher nach den allgemeinen Regelungen des Rechtsdienstleistungsgeset-
zes.15

15Sofern es sich um allgemeine Rechtsauskünfte handelt, die keine rechtliche
Einzelfallprüfung erfordern und somit nicht als Rechtsdienstleistung nach § 2
Abs. 1 RDG zu qualifizieren sind, kann der Steuerberater, sofern es sich nicht
ohnehin um freigestellte Tätigkeiten nach § 2 Abs. 3 RDG handelt, nur Rechts-
dienstleistungen erbringen, die als sogenannte Nebenleistungen nach § 5
Abs. 1 Satz 2 RGD zu werten sind, welche zum Beruf- und Tätigkeitsbild als
Nebenleistung gehört.16

16Gerade im Bereich der Steuerberatung ist die Abgrenzung darüber, was noch
als Nebenleistung angesehen werden kann, häufig problematisch, da in der
Beratung das Zivil- und Steuerrecht aufeinander abgestimmt werden muss.
Für die Bestimmung, ob eine Nebenleistung vorliegt, muss die Rechtsdienst-
leistung in Bezug zur steuerberatenden Haupttätigkeit in Relation gesetzt wer-
den.17 Die gesamte vom Steuerberater erbrachte Leistung muss dabei überwie-
gend steuerrechtlich geprägt sein. Die Nebenleistung darf selbst nicht geson-
dert angeboten werden oder selbst wesentlicher Teil der Hauptleistung sein.18

So ist bspw. die Ausformulierung von verschiedenen Vertragstypen und -ge-
staltungen (Testament, Darlehens- oder Gesellschafterverträge) grds. unzuläs-
sig, sofern es sich nicht um einzelne Vertragsbestimmungen handelt, die steu-
erlich von besonderer Bedeutung sind.19

17Noch schwieriger wird die Abgrenzung in der Beratungspraxis, denn oft
kommt es gerade in der Nachfolgeplanung zu einer Vermengung der steuer-

13 § 1 Abs. 3 RDG.
14 §§ 1, 2, 3 StBerG; Ring, DStR-Beihefter 2017 S. 52.

15 Ring, DStR-Beihefter 2017 S. 55.
16 Ausgenommen sind auch die Nebenleistungen, die exemplarisch in § 5 Abs. 2 Satz 1 RDG ge-

nannt sind.
17 Ring, DStR-Beihefter 2017 S. 56; Hamminger, NWB 52/2018 S. 3921, 3923.

18 Ring, DStR-Beihefter 2017 S. 56; Hamminger, NWB 52/2018 S. 3921, 3924.
19 Hamminger, NWB 52/2018 S. 3921; BGH, Urteil v. 5.6.1985 - IVa ZR 55/83, NJW 1986 S. 1050.
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rechtlichen und zivilrechtlichen Überschneidungspunkte. Während das Aufzei-
gen der zivilrechtlichen Konsequenzen einer steuerlichen Gestaltung wohl
noch als zulässig erachtet werden kann, muss der Steuerberater stets darauf
achten, dass die zivilrechtliche Beratung nicht in den Vordergrund tritt.20

18 Bei Rechtsfragen, die von einem Mandanten an den Steuerberater gestellt wer-
den und der Steuerberater nach den vorstehenden Regelungen des StBerG
bzw. RDG nicht beantworten darf, muss der Steuerberater – zuletzt bestätigt
bei sozialversicherungsrechtlichen Fragestellungen – die Konsultierung eines
Rechtsanwalts anraten.21

2. Der Rechtsanwalt

19 Die Beleuchtung der rechtlichen Leitplanken hat erhellt, dass es dem Rechts-
anwalt gestattet ist, umfassend und ohne Einschränkungen rechtlich und steu-
erlich zu beraten. Freilich steht dem rechtlichen Dürfen nicht immer ein tat-
sächliches Können gegenüber. Daher tut der steuerlich nicht versierte Rechts-
anwalt gut daran, die steuerliche Seite durch Hinzunahme eines Experten
(Steuerberater oder Fachanwalt für Steuerrecht) professionell zu bearbeiten.
Klassische Tätigkeiten des Rechtsanwalts im Rahmen der Seniorenberatung
sind die Notfall- und Nachfolgeplanung, die Unternehmensnachfolge sowie
das Stiftungsrecht. Lediglich bei größeren Vermögen ist eine laufende recht-
liche Beratung erforderlich. Die Tätigkeit ist daher tendenziell projektbezogen.
Dies im Unterschied zum Steuerberater, der über die steuerliche Deklaration
auch im Regelfall laufend tätig ist.

3. Der Steuerberater

20 Die Beratung von Senioren kann für den Steuerberater einen vielfältigen und
vielschichtigen Aufgabenbereich darstellen. Neben der laufenden Betreuung
im Rahmen der steuerlichen Deklaration, können auch inhaltlich herausfor-
dernde Themenkomplexe – zu denken ist etwa an eine Unternehmensnach-
folge – Schwerpunkte der Beratungspraxis einnehmen. Wichtig für den Steu-
erberater dabei ist, im Vorfeld sich seiner Aufgaben bewusst zu werden und
diese klar von anderen Aufgabenbereichen abzugrenzen. Wird der Steuerbera-
ter in der Nachfolgeberatung tätig, muss dies als eigenständiges Projekt bzw.
Mandat begriffen werden, welches auch entsprechend vergütet sein will.

20 Ring, DStR-Beihefter 2017 S. 59; Hamminger, NWB 52/2018 S. 3921, 3926.
21 Ring, DStR-Beihefter 2017 S. 60; BGH, Urteil v. 6.6.2019 - IX ZR 115/18 NWB PAAAH-31257.
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21Die Aufgaben und Anforderungen, die im Rahmen der Unternehmens- und
Vermögensnachfolge an den Steuerberater gestellt werden, sind enorm und
für den einzelnen Steuerberater häufig nicht zu überblicken. Er muss sich
zwangsläufig mit Rechtsanwälten, Finanzdienstleistern, Notaren und anderen
Beteiligten, eng abstimmen. Eine offene und gute Kommunikation mit allen
Beteiligten ist enorm wichtig, da steuerliche Probleme schnell übersehen und
mitunter nicht beachtet werden. Der Steuerberater muss jedoch beachten,
dass er einer Verschwiegenheitspflicht gegenüber dem Mandanten unterliegt.
Insbesondere wenn neue Berater oder Beteiligte einbezogen werden, muss mit
dem Mandanten zuvor der Informationsaustausch zwischen den Beratern ab-
gestimmt werden.

22Wird der Steuerberater im Rahmen einer Nachfolgeplanung tätig, muss klar
sein für welchen Mandanten der Steuerberater tätig wird und welche Stellung
er im Nachfolgeprozess einnimmt. So tritt oftmals der Senior als langjähriger
Mandant und Übergeber des Unternehmensvermögens an den Steuerberater
heran, ohne zunächst den Nachfolgekandidaten bzw. Bedachten einzubezie-
hen. Im Laufe der weiteren Beratungen und Verhandlungen wird der Nachfol-
ger mit einbezogen und dabei übersehen, dass der Steuerberater für zwei Man-
danten gleichzeitig nur dann tätig werden darf, wenn die Auftraggeber einver-
standen sind oder ein gemeinsamer Auftrag erteilt worden ist.22 Liegen zwi-
schen den beiden Mandanten widerstreitende Interessen vor, so muss der
Steuerberater hierauf hinweisen und darf nur noch vermittelnd tätig werden.23

In äußerster Konsequenz droht dem Steuerberater der Straftatbestand des Par-
teiverrats nach § 356 StGB. Eine klare Abgrenzung der Aufgaben, auch im Hin-
blick auf eine drohende Interessenkollision, ist daher unabdingbar.

4. Der Finanzdienstleister

23Finanzdienstleister, insbesondere Kreditinstitute, tummeln sich aufgrund zu-
nehmend versiegender Ertragsquellen im Bereich der Vermögensanlage und
der Kreditfinanzierung gerne im Bereich der Notfall- und Nachfolgeplanung
und damit auch der Seniorenberatung. Hierbei werden bisweilen die Grenzen
des rechtlichen Dürfens überschritten. Verstöße gegen das Rechtsdienstleis-
tungsgesetz und das Steuerberatungsgesetz werden häufiger.

22 § 6 Abs. 2 Satz 1 BOStB.
23 § 6 Abs. 2 Satz 2 BOStB.
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24 Für Banken ist § 5 Abs. 2 RDG insbesondere bei Gestaltungsmöglichkeiten im
Rahmen der Vermögens- oder Unternehmensnachfolge relevant.24 Beispiels-
weise darf ein Kreditinstitut auf erbrechtlich günstige oder ungünstige Gestal-
tungen hinweisen und darstellen, welche rechtlichen Handlungsoptionen es
gibt, z. B. Testamentsvollstreckung, Errichtung einer Stiftung, Rechtsformwech-
sel eines Unternehmens.25 Stets ist jedoch Voraussetzung, dass ein Zusam-
menhang mit konkreten Bankgeschäften gegeben ist. Unter Berufung auf
eine allgemeine Pflicht zur Wahrung von Vermögensinteressen der Kunden ist
es nicht zulässig, beliebig weit Rechtsdienstleistungen zu erbringen.26 Daher
wäre es z. B. keine Nebenleistung mehr, sondern vielmehr eine Hauptleistung,
wenn eine Bank die angedachte Vermögens- oder Unternehmensnachfolge
tatsächlich durchführt. So stellt es insbesondere eine verbotene und bußgeld-
bewehrte Rechtsberatung im Einzelfall dar, Vorschläge für die Testaments-
gestaltung für den Einzelfall zu unterbreiten, die anfallende Erbschaftsteuer
konkret zu berechnen, eine Vorsorgevollmacht zu erstellen oder den Entwurf
einer Satzung für eine Stiftung von Todes wegen vorzubereiten.27

25 Themen, die rechtliche und/oder steuerrechtliche Herausforderungen von Kun-
den betreffen, können für Banken somit nur Begleitthemen sein. Wenn eine
Bank bspw. Finanzplanung oder Certified Estate Planning als Dienstleistungen
anbietet, darf sie selbst dabei keine rechtliche und steuerliche Beratung leisten,
die über eine Nebenleistung hinausgeht, sondern muss externe Experten
(Rechtsanwälte, Steuerberater) hinzuziehen.

26 Als erlaubte Nebenleistungen gelten wie bereits oben erwähnt Rechtsdienst-
leistungen, die im Zusammenhang mit einer Testamentsvollstreckung ste-
hen.28 Damit dürfen sich Banken und Bankiers grds. umfassend auf dem Ge-
biet der Testamentsvollstreckung und der damit einhergehenden rechtlichen
Fragestellungen tummeln. Gleichwohl werden Banken und Bankiers gut daran
tun, sich nicht zu sehr als Institution oder als Person in den Vordergrund zu
rücken, was das Testamentsvollstreckeramt anbelangt. So gibt es im Rahmen
der Testamentsvollstreckung Aufgaben, die der benannte Testamentsvollstre-
cker nicht delegieren darf. Diese wären mithin bei der Benennung der Bank
durch den Vorstand bzw. das vertretungsberechtigte Organ in personam vor-
zunehmen. Weiterhin sollte das Thema der Interessenkollision nicht aus dem

24 Vgl. Pressemitteilung des BMJ v. 11.10.2007, Nord-ÖR 2007 S. 191, 192.
25 Deckenbrock/Henssler, Rechtsdienstleistungsgesetz, 2015, § 5 Rz. 53.

26 Deckenbrock/Henssler, Rechtsdienstleistungsgesetz, 2015, § 5 Rz. 70c.
27 BT-Drucks. 16/3655 S. 55; OLG Karlsruhe, Urteil v. 9.11.2006 - 4 U 174/05, NJW RR 2007 S. 206,

207.
28 § 5 Abs. 2 RDG.
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Auge verloren werden. Die Testamentsvollstreckeramtsinhaberschaft aufgrund
einer Interessenkollision kann durchaus dazu führen, dass keine hauseigenen
Produkte für den Nachlass mehr erworben werden dürfen. Zuletzt sollte das
Haftungspotential der Durchführung einer Testamentsvollstreckung nicht aus
den Augen verloren werden, das nicht nur dann droht, wenn im wirtschaftli-
chen Eigeninteresse hauseigene Produkte erworben werden.

BEISPIEL ZUR RECHTSBERATUNG UND ZUR TESTAMENTSVOLLSTRECKUNG DURCH BANKEN: ▶ Eine
Bank beschäftigt drei Juristen, die für Kunden Testamentsvollstreckungen anbieten.
Sie erstellen die Testamente und lassen sie von einem Notar beurkunden. Die Voll-
streckung wird von den Bankjuristen im Rahmen ihres Arbeitsverhältnisses vor-
genommen. Ziel ist, mit dieser Dienstleistung die Kunden bzw. deren Rechtsnach-
folger an die Bank zu binden. Eine solche Vorgehensweise ist unzulässig, soweit sie
die Tätigkeit die Testamentserstellung betrifft. Gestattet ist jedoch die Ausübung des
Testamentsvollstreckeramtes.

III. Ansprache des Themas Seniorenberatung
27Seniorenberatung kann auf vielfältige Art und Weise ausgeübt werden. Dies

kann bspw. die bloße Weiterberatung eines Bestandsmandanten nach dessen
aktiver Schaffensperiode sein. Die laufende rechtliche und steuerliche Bera-
tung und die laufende steuerliche Deklaration werden indes wirtschaftlich
nicht sonderlich befriedigend und rechtlich und steuerlich eher uninteressant
sein.

28Daher sollte das Ziel und das Interesse des Beraters dahin gehen, Senioren bei
den rechtlichen und steuerlichen Themen zu begleiten, die sowohl lukrativ als
auch interessant sind. Dies ist regelmäßig die Beratung und Vertretung bei der
vorweggenommenen Erbfolge und der Weitergabe von Vermögen von Todes
wegen, ggf. auch nach dessen Tod als Testamentsvollstrecker. Hierzu gehört
auch die notwendige Vorstrukturierung und der mögliche vermögensmäßige
Ausgleich zwischen Ehegatten, die sehr unterschiedliche Vermögensverhält-
nisse aufweisen. Hier kommt bspw. eine Güterstandsschaukel als Vorbereitung
der Nachfolgeplanung in Betracht. Weiterhin kann Teil der Seniorenberatung
sein, einen Mandanten als Erbe oder Beschenkte zu beraten und zu vertreten,
bspw. den länger lebenden Ehegatten oder einen spät verwaisten Senior.

29Die erstrebenswerte umfassende Beratung erfordert allerdings oftmals, den
Senior für das Thema Nachfolgeplanung zu sensibilisieren. Bei nicht wenigen
Mandanten wird es sich verbieten, direkt anzusprechen, dass das Thema Nach-
folgeplanung ansteht oder gar überfällig ist. Es könnte der Mandantenbezie-
hung abträglich sein, das Thema mit den Worten „jetzt wird's aber langsam

III. Ansprache des Themas Seniorenberatung

9


